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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 8a. (1) Der zuständige Bundesminister hat für die öffentlichen Schulen 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit, 
insbesondere in Klassen mit einer Klassenschülerzahl von mehr als 30 Schülern, 
sowie auf die personellen und räumlichen Möglichkeiten durch Verordnung zu 
bestimmen, 

§ 8a. (1) Der zuständige Bundesminister hat für die öffentlichen Schulen, 
ausgenommen Schulen für Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation, 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit, 
insbesondere in Klassen mit einer Klassenschülerzahl von mehr als 30 Schülern, 
sowie auf die personellen und räumlichen Möglichkeiten durch Verordnung zu 
bestimmen, 

 a) …  a) … 

(2) … (2) … 
 

(2a) An Schulen für Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation hat 
der Schulleiter die in Abs. 1 und 2 genannten Bestimmungen zu erlassen. 

(3) … (3) … 

§ 8b. (1) bis (2) … § 8b. (1) bis (2) … 
 

(2a) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden an Schulen für Berufstätige 
mit modularer Unterrichtsorganisation insofern nicht Anwendung, als sie sich auf 
die Organisation des Unterrichts in Klassen beziehen. 

(3) … (3) … 

§ 8e. (1) In den Schuljahren 2008/09 und 2009/10 können Sprachförderkurse 
eingerichtet werden, die die Aufgabe haben, Schülern von Volksschulen, 
Hauptschulen und Polytechnischen Schulen, die gemäß § 4 Abs. 2 lit. a des 
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, wegen mangelnder Kenntnis der 
Unterrichtssprache als außerordentliche Schüler aufgenommen wurden, jene 
Sprachkenntnisse zu vermitteln, die sie befähigen, dem Unterricht der 
betreffenden Schulstufe zu folgen. Sie dauern ein Unterrichtsjahr und können 
nach Erreichen der erforderlichen Sprachkompetenz durch einzelne Schüler auch 
nach kürzerer Dauer beendet werden. 

§ 8e. (1) In den Schuljahren 2010/11 und 2011/12 können Sprachförderkurse 
eingerichtet werden, die die Aufgabe haben, Schülern von Volksschulen, 
Hauptschulen, Polytechnischen Schulen sowie der Unterstufe der allgemein 
bildenden höheren Schulen, die gemäß § 4 Abs. 2 lit. a des 
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, wegen mangelnder Kenntnis der 
Unterrichtssprache als außerordentliche Schüler aufgenommen wurden, jene 
Sprachkenntnisse zu vermitteln, die sie befähigen, dem Unterricht der 
betreffenden Schulstufe zu folgen. Sie dauern ein oder höchstens zwei 
Unterrichtsjahre und können nach Erreichen der erforderlichen Sprachkompetenz 
durch einzelne Schüler auch nach kürzerer Dauer beendet werden. 

(2) … (2) … 

(3) (Grundsatzbestimmung) An öffentlichen Volksschulen, Hauptschulen 
und Polytechnischen Schulen, die keine Praxisschulen gemäß § 33a sind, können 
in den Schuljahren 2008/09 und 2009/10 Sprachförderkurse jedenfalls ab einer 
Schülerzahl von acht Schülern eingerichtet werden. Sie dauern höchstens ein 

(3) (Grundsatzbestimmung) An öffentlichen Volksschulen, Hauptschulen 
und Polytechnischen Schulen, die keine Praxisschulen gemäß § 33a sind, können 
in den Schuljahren 2010/11 und 2011/12 Sprachförderkurse jedenfalls ab einer 
Schülerzahl von acht Schülern eingerichtet werden. Sie dauern höchstens zwei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Unterrichtsjahr und können auch schulstufen-, schul- oder schulartübergreifend 
geführt werden. Über die Einrichtung von Sprachförderkursen entscheidet die 
nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde. Für Sprachförderkurse sind die 
erforderlichen Lehrer zu bestellen. 

Unterrichtsjahre und können auch schulstufen-, schul- oder schulartübergreifend 
geführt werden. Über die Einrichtung von Sprachförderkursen entscheidet die 
nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde. Für Sprachförderkurse sind die 
erforderlichen Lehrer zu bestellen. 

§ 35. (1) bis (2) … § 35. (1) bis (2) … 

(3) Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. (3) Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. An Sonderformen für 
Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation sind die lehrplanmäßig 
vorgesehenen Unterrichtsgegenstände der einzelnen Semester als Module zu 
führen. 

(4) … (4) … 

§ 40. (1) Die Aufnahme in die 1. Klasse einer allgemeinbildenden höheren 
Schule setzt voraus, daß die vierte Stufe der Volksschule erfolgreich 
abgeschlossen wurde und die Beurteilung in Deutsch, Lesen sowie Mathematik 
für die vierte Schulstufe mit „Sehr gut“ oder „Gut“ erfolgte; die Beurteilung mit 
„Befriedigend“ in diesen Pflichtgegenständen steht der Aufnahme nicht entgegen, 
sofern die Schulkonferenz der Volksschule feststellt, daß der Schüler auf Grund 
seiner sonstigen Leistungen mit großer Wahrscheinlichkeit den Anforderungen 
der allgemeinbildenden höheren Schule genügen wird. … 

§ 40. (1) Die Aufnahme in die 1. Klasse einer allgemeinbildenden höheren 
Schule setzt voraus, daß die vierte Stufe der Volksschule erfolgreich 
abgeschlossen wurde und die Beurteilung in Deutsch, Lesen, Schreiben sowie 
Mathematik für die vierte Schulstufe mit „Sehr gut“ oder „Gut“ erfolgte; die 
Beurteilung mit „Befriedigend“ in diesen Pflichtgegenständen steht der 
Aufnahme nicht entgegen, sofern die Schulkonferenz der Volksschule feststellt, 
daß der Schüler auf Grund seiner sonstigen Leistungen mit großer Wahr-
scheinlichkeit den Anforderungen der allgemeinbildenden höheren Schule 
genügen wird. … 

§ 42. (1) Der Unterricht in den Klassen der allgemeinbildenden höheren 
Schulen ist durch Fachlehrer zu erteilen. … 

§ 42. (1) Der Unterricht in den Klassen der allgemein bildenden höheren 
Schulen und in den Modulen der Sonderformen für Berufstätige mit modularer 
Unterrichtsorganisation ist durch Fachlehrer zu erteilen. … 

§ 43. (1) Die Klassenschülerzahl an der allgemein bildenden höheren Schule 
darf in der Unterstufe 25 und in der Oberstufe 30 nicht übersteigen und soll 
jeweils 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu vermeiden, kann die 
Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die 
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

§ 43. (1) Die Klassenschülerzahl an der allgemein bildenden höheren Schule 
darf in der Unterstufe 25 und in der Oberstufe 30 nicht übersteigen und soll 
jeweils 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu vermeiden, kann die 
Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die 
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. An Sonderformen für Berufstätige 
mit modularer Unterrichtsorganisation ist die Zahl der ein Modul besuchenden 
Studierenden unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pädagogik und der 
Sicherheit sowie auf die personellen und räumlichen Möglichkeiten durch den 
Schulleiter festzulegen, wobei für die Höchstzahl der Studierenden in einem 
Modul die Bestimmungen über die Klassenschülerhöchstzahl in der Oberstufe 
von Tagesformen gelten. 

(1a) … (1a) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Für die Wahlpflichtgegenstände sind ab der 10. Schulstufe 
Schülergruppen zu bilden. Eine Schülergruppe darf nur geführt werden, wenn 
sich auf der betreffenden Schulstufe einer Schule mindestens fünf Schüler für den 
betreffenden Pflichtgegenstand angemeldet haben. Die Gesamtzahl der 
Schülergruppen an einer Schule darf die vierfache Anzahl der an dieser Schule 
geführten Klassen ab der 10. Schulstufe nicht übersteigen. Die Schülergruppen 
können klassenübergreifend geführt werden. Auf der 10. und 11. Schulstufe 
dürfen Schülergruppen nur insoweit gebildet werden, als gesichert ist, daß die 
Schüler der 12. Schulstufe das vorgeschriebene Gesamtstundenausmaß an 
Wahlpflichtgegenständen erfüllen können. Ferner ist darauf zu achten, daß für die 
Schüler entsprechend deren Interessen ein möglichst differenziertes Angebot an 
Wahlpflichtgegenständen besteht. Wenn ein Wahlpflichtgegenstand wegen 
Nichterreichens der Mindestschülerzahl an einer Schule nicht geführt werden 
kann, darf der betreffende Wahlpflichtgegenstand schulübergreifend bei einer 
Anmeldung von mindestens 5 Schülern geführt werden, sofern das Einvernehmen 
der beteiligten Schulleiter hergestellt ist; in diesem Fall darf die Gesamtzahl der 
Schülergruppen der Schulen, aus denen Schüler an diesem Wahl-
pflichtgegenstand teilnehmen, die sich aus dem dritten Satz dieses Absatzes 
ergebende Zahl an Schülergruppen nicht übersteigen. 

(2) Für die Wahlpflichtgegenstände sind ab der 10. Schulstufe 
Schülergruppen zu bilden. Eine Schülergruppe darf nur geführt werden, wenn 
sich auf der betreffenden Schulstufe einer Schule mindestens fünf Schüler für den 
betreffenden Pflichtgegenstand angemeldet haben. Die Gesamtzahl der 
Schülergruppen an einer Schule darf die vierfache Anzahl der an dieser Schule 
geführten Klassen ab der 10. Schulstufe nicht übersteigen. Die Schülergruppen 
können klassenübergreifend geführt werden. Auf der 10. und 11. Schulstufe 
dürfen Schülergruppen nur insoweit gebildet werden, als gesichert ist, daß die 
Schüler der 12. Schulstufe das vorgeschriebene Gesamtstundenausmaß an 
Wahlpflichtgegenständen erfüllen können. Ferner ist darauf zu achten, daß für die 
Schüler entsprechend deren Interessen ein möglichst differenziertes Angebot an 
Wahlpflichtgegenständen besteht. Wenn ein Wahlpflichtgegenstand wegen 
Nichterreichens der Mindestschülerzahl an einer Schule nicht geführt werden 
kann, darf der betreffende Wahlpflichtgegenstand schulübergreifend bei einer 
Anmeldung von mindestens 5 Schülern geführt werden, sofern das Einvernehmen 
der beteiligten Schulleiter hergestellt ist; in diesem Fall darf die Gesamtzahl der 
Schülergruppen der Schulen, aus denen Schüler an diesem Wahl-
pflichtgegenstand teilnehmen, die sich aus dem dritten Satz dieses Absatzes 
ergebende Zahl an Schülergruppen nicht übersteigen. An Sonderformen für 
Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation ist die Zahl der Studierenden 
einer Gruppe eines Wahlpflichtgegenstandes unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit sowie auf die personellen und 
räumlichen Möglichkeiten durch den Schulleiter festzulegen. 

§ 53. (1) … § 53. (1) … 

(2) Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. (2) Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen. An Sonderformen für 
Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation sind die lehrplanmäßig 
vorgesehenen Unterrichtsgegenstände der einzelnen Semester als Module zu 
organisieren. 

(3) … (3) … 

§ 56. (1) Der Unterricht in den Klassen der berufsbildenden mittleren 
Schulen ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

§ 56. (1) Der Unterricht in den Klassen der berufsbildenden mittleren 
Schulen und in den Modulen der Sonderformen für Berufstätige mit modularer 
Unterrichtsorganisation ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

(2) … (2) … 

§ 57. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbildenden mittleren Schule darf § 57. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbildenden mittleren Schule darf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. An 
Sonderformen für Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation ist die Zahl 
der ein Modul besuchenden Studierenden unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit sowie auf die personellen und 
räumlichen Möglichkeiten durch den Schulleiter festzulegen, wobei für die 
Höchstzahl der Studierenden in einem Modul die Bestimmungen über die 
Klassenschülerhöchstzahl von Tagesformen gelten. 

§ 59. (1) … 

 1. bis 2. … 

§ 59. (1) … 

 1. bis 2. … 

 3. gewerbliche, technische und kunstgewerbliche Fachschulen für 
Berufstätige, welche in Semester zu gliedern sind. 

 3. gewerbliche, technische und kunstgewerbliche Fachschulen für 
Berufstätige, welche in Semester zu gliedern und bei modularer 
Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren sind. 

Für die Aufnahme in die unter diesen Absatz fallenden Sonderformen ist - 
abgesehen von der Eignungsprüfung für kunstgewerbliche Meisterschulen (Z 1 
lit. c) - die Ablegung einer Aufnahmsprüfung nicht erforderlich. In 
Vorbereitungslehrgänge können auch Berufsschüler nach erfolgreichem Abschluß 
der 1. Klasse der Berufsschule aufgenommen werden. Die Sonderformen können 
auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern. 

Für die Aufnahme in die unter diesen Absatz fallenden Sonderformen ist - 
abgesehen von der Eignungsprüfung für kunstgewerbliche Meisterschulen (Z 1 
lit. c) - die Ablegung einer Aufnahmsprüfung nicht erforderlich. In 
Vorbereitungslehrgänge können auch Berufsschüler nach erfolgreichem Abschluß 
der 1. Klasse der Berufsschule aufgenommen werden. Die Sonderformen können 
auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern und bei 
modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren. 

(2) … (2) … 

§ 61. (1) Als Sonderformen der Handelsschule können geführt werden: § 61. (1) Als Sonderformen der Handelsschule können geführt werden: 

 a) Handelsschulen für Berufstätige, welche die Aufgabe haben, in einem 
viersemestrigen Bildungsgang Personen, die die achte Schulstufe 
erfolgreich abgeschlossen haben und das 17. Lebensjahr spätestens im 
Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie eine Berufsausbildung 
abgeschlossen haben oder in das Berufsleben eingetreten sind, zum 
Bildungsziel der Handelsschule zu führen. Für den Lehrplan sind die 
Bestimmungen des § 60 Abs. 2 anzuwenden. 

 a) Handelsschulen für Berufstätige, welche die Aufgabe haben, in einem 
viersemestrigen Bildungsgang Personen, die die achte Schulstufe 
erfolgreich abgeschlossen haben und das 17. Lebensjahr spätestens im 
Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie eine Berufsausbildung 
abgeschlossen haben oder in das Berufsleben eingetreten sind, zum 
Bildungsziel der Handelsschule zu führen. Sie sind bei modularer 
Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren. Für den Lehrplan 
sind die Bestimmungen des § 60 Abs. 2 anzuwenden. 

 b) bis c) …  b) bis c) … 

 d) Vorbereitungslehrgänge zur Vorbereitung zum Eintritt in den III. 
Jahrgang einer Handelsakademie oder in den III. Jahrgang einer 

 d) Vorbereitungslehrgänge zur Vorbereitung zum Eintritt in den III. 
Jahrgang einer Handelsakademie oder in den III. Jahrgang einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Handelsakademie für Berufstätige oder in einen Aufbaulehrgang 
kaufmännischer Art ohne Aufnahmsprüfung für Personen, die die 
achte Schulstufe erfolgreich abgeschlossen und die 
Lehrabschlußprüfung in einem Lehrberuf kaufmännischer Richtung 
erfolgreich abgelegt haben, mit der Dauer von einem Jahr. In 
Vorbereitungslehrgänge können auch Berufsschüler nach 
erfolgreichem Abschluß der 1. Klasse der Berufsschule aufgenommen 
werden. Die Vorbereitungslehrgänge können auch als Schulen für 
Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern. 
Für den Lehrplan sind die Bestimmungen des § 60 Abs. 2 nach den 
Erfordernissen der Ausbildung sinngemäß anzuwenden. 

… 

Handelsakademie für Berufstätige oder in einen Aufbaulehrgang 
kaufmännischer Art ohne Aufnahmsprüfung für Personen, die die 
achte Schulstufe erfolgreich abgeschlossen und die 
Lehrabschlußprüfung in einem Lehrberuf kaufmännischer Richtung 
erfolgreich abgelegt haben, mit der Dauer von einem Jahr. In 
Vorbereitungslehrgänge können auch Berufsschüler nach 
erfolgreichem Abschluß der 1. Klasse der Berufsschule aufgenommen 
werden. Die Vorbereitungslehrgänge können auch als Schulen für 
Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern 
und bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. Für den Lehrplan sind die Bestimmungen des § 60 Abs. 
2 nach den Erfordernissen der Ausbildung sinngemäß anzuwenden. 

… 

§ 62a. Fachschulen für wirtschaftliche Berufe können auch als Schulen für 
Berufstätige geführt werden, welche in Semester zu gliedern sind. 

§ 62a. Fachschulen für wirtschaftliche Berufe können auch als Schulen für 
Berufstätige geführt werden, welche in Semester zu gliedern und bei modularer 
Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren sind. Sie haben die Aufgabe, 
Personen, welche die 8. Schulstufe erfolgreich abgeschlossen haben und das 17. 
Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben oder in das Berufsleben eingetreten sind, 
zum Bildungsziel der Fachschule für wirtschaftliche Berufe zu führen. Für den 
Lehrplan sind die Bestimmungen des § 62 Abs. 3 anzuwenden. 

§ 63. (1) bis (4) … § 63. (1) bis (4) … 

 (5) Die Ausbildung an den Fachschulen für Sozialberufe wird durch die 
Abschlussprüfung beendet. 

§ 63a. Fachschulen für Sozialberufe können auch als Schulen für 
Berufstätige geführt werden, welche in Semester zu gliedern sind. 

§ 63a. Fachschulen für Sozialberufe können auch als Schulen für 
Berufstätige geführt werden, welche in Semester zu gliedern und bei modularer 
Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren sind. Sie haben die Aufgabe, 
Personen, welche die 8. Schulstufe erfolgreich abgeschlossen haben und das 17. 
Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben oder in das Berufsleben eingetreten sind, 
zum Bildungsziel der Fachschule für Sozialberufe zu führen. Für den Lehrplan 
sind die Bestimmungen des § 63 Abs. 4 anzuwenden. 

§ 66. (1) … § 66. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Jeder Schulstufe hat ein Jahrgang, sofern die Schulstufe ein Semester 
umfaßt, eine Klasse zu entsprechen. 

(2) Jeder Schulstufe hat ein Jahrgang, sofern die Schulstufe ein Semester 
umfaßt, eine Klasse zu entsprechen. An Sonderformen für Berufstätige mit 
modularer Unterrichtsorganisation sind die lehrplanmäßig vorgesehenen 
Unterrichtsgegenstände der einzelnen Semester als Module zu organisieren. 

(3) … (3) … 

§ 70. (1) Der Unterricht in den Klassen der berufsbildenden höheren Schulen 
ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

§ 70. (1) Der Unterricht in den Klassen der berufsbildenden höheren Schulen 
und in den Modulen der Sonderformen für Berufstätige mit modularer 
Unterrichtsorganisation ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

(2) … (2) … 

§ 71. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbildenden höheren Schule darf 
30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

§ 71. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbildenden höheren Schule darf 
30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. An 
Sonderformen für Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation ist die Zahl 
der ein Modul besuchenden Studierenden unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit sowie auf die personellen und 
räumlichen Möglichkeiten durch den Schulleiter festzulegen, wobei für die 
Höchstzahl der Studierenden in einem Modul die Bestimmungen über die 
Klassenschülerhöchstzahl von Tagesformen gelten. 

§ 73. (1) … § 73. (1) … 

 a) Höhere technische und gewerbliche Lehranstalten für Berufstätige, 
welche die Aufgabe haben, in einem achtsemestrigen Bildungsgang 
Personen, die das 17. Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der 
Aufnahme vollenden und eine Berufsausbildung abgeschlossen haben 
oder in das Berufsleben eingetreten sind, zum Bildungsziel der 
Höheren technischen oder gewerblichen Lehranstalt zu führen. 
Voraussetzung für die Aufnahme ist ferner 

 a) Höhere technische und gewerbliche Lehranstalten für Berufstätige, 
welche die Aufgabe haben, in einem achtsemestrigen Bildungsgang 
Personen, die das 17. Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der 
Aufnahme vollenden und eine Berufsausbildung abgeschlossen haben 
oder in das Berufsleben eingetreten sind, zum Bildungsziel der 
Höheren technischen oder gewerblichen Lehranstalt zu führen. Sie 
sind bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. Voraussetzung für die Aufnahme ist ferner 

 1. …  1. … 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Fachschule oder einen 
Vorbereitungslehrgang gleicher oder verwandter Fachrichtung 
erfolgreich abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Höheren 
technischen oder gewerblichen Lehranstalt zu führen. Der 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Fachschule oder einen 
Vorbereitungslehrgang gleicher oder verwandter Fachrichtung 
erfolgreich abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Höheren 
technischen oder gewerblichen Lehranstalt zu führen. Der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausbildungsgang wird durch eine Reife- und Diplomprüfung 
abgeschlossen. Aufbaulehrgänge können auch als Schulen für 
Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern. 

Ausbildungsgang wird durch eine Reife- und Diplomprüfung 
abgeschlossen. Aufbaulehrgänge können auch als Schulen für 
Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern 
und bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Höheren technischen oder gewerblichen Lehranstalt 
zu vermitteln. Voraussetzung für die Aufnahme ist die erfolgreiche 
Ablegung der Reifeprüfung einer berufsbildenden höheren Schule 
anderer Art oder einer sonstigen höheren Schule. Der 
Ausbildungsgang wird durch eine Diplomprüfung abgeschlossen, die 
auf jene Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe zu beschränken ist, 
die nicht im wesentlichen bereits durch den vor dem Besuch des 
Kollegs zurückgelegten Bildungsgang nachgewiesen sind; wird das 
Kolleg auf Grund einer Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, 
hat die Diplomprüfung Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des 
berufsbildenden Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. 
Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls 
unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Höheren technischen oder gewerblichen Lehranstalt 
zu vermitteln. Voraussetzung für die Aufnahme ist die erfolgreiche 
Ablegung der Reifeprüfung einer berufsbildenden höheren Schule 
anderer Art oder einer sonstigen höheren Schule. Der 
Ausbildungsgang wird durch eine Diplomprüfung abgeschlossen, die 
auf jene Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe zu beschränken ist, 
die nicht im wesentlichen bereits durch den vor dem Besuch des 
Kollegs zurückgelegten Bildungsgang nachgewiesen sind; wird das 
Kolleg auf Grund einer Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, 
hat die Diplomprüfung Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des 
berufsbildenden Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. 
Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls 
unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in 
Semester zu gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in 
Modulen zu organisieren. 

§ 75. (1) Als Sonderformen der Handelsakademie können geführt werden: 

 a) Handelsakademien für Berufstätige, welche die Aufgabe haben, in 
einem achtsemestrigen Bildungsgang Personen, die das 17. Lebensjahr 
spätestens im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden und eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben oder in das Berufsleben 
eingetreten sind, zum Bildungsziel einer Handelsakademie zu führen. 

§ 75. (1) Als Sonderformen der Handelsakademie können geführt werden: 

 a) Handelsakademien für Berufstätige, welche die Aufgabe haben, in 
einem achtsemestrigen Bildungsgang Personen, die das 17. Lebensjahr 
spätestens im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden und eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben oder in das Berufsleben 
eingetreten sind, zum Bildungsziel einer Handelsakademie zu führen. 
Sie sind bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Handelsschule oder 
einen Vorbereitungslehrgang kaufmännischer Richtung erfolgreich 
abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Handelsakademie zu 
führen. Der Ausbildungsgang wird durch eine Reife- und 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Handelsschule oder 
einen Vorbereitungslehrgang kaufmännischer Richtung erfolgreich 
abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Handelsakademie zu 
führen. Der Ausbildungsgang wird durch eine Reife- und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Diplomprüfung abgeschlossen. Aufbaulehrgänge können auch als 
Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern. 

Diplomprüfung abgeschlossen. Aufbaulehrgänge können auch als 
Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern 
und bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Handelsakademie zu vermitteln. Voraussetzung für 
die Aufnahme ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer 
berufsbildenden höheren Schule anderer Art oder einer sonstigen 
höheren Schule. Der Ausbildungsgang wird durch eine 
Diplomprüfung abgeschlossen, die auf jene Unterrichtsgegenstände 
und Lehrstoffe zu beschränken ist, die nicht im wesentlichen bereits 
durch den vor dem Besuch des Kollegs zurückgelegten Bildungsgang 
nachgewiesen sind; wird das Kolleg auf Grund einer 
Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, hat die Dipolmprüfung 
Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des berufsbildenden 
Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. Kollegs können auch 
als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung 
der Ausbildungsdauer, geführt werden. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Handelsakademie zu vermitteln. Voraussetzung für 
die Aufnahme ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer 
berufsbildenden höheren Schule anderer Art oder einer sonstigen 
höheren Schule. Der Ausbildungsgang wird durch eine 
Diplomprüfung abgeschlossen, die auf jene Unterrichtsgegenstände 
und Lehrstoffe zu beschränken ist, die nicht im wesentlichen bereits 
durch den vor dem Besuch des Kollegs zurückgelegten Bildungsgang 
nachgewiesen sind; wird das Kolleg auf Grund einer 
Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, hat die Dipolmprüfung 
Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des berufsbildenden 
Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. Kollegs können auch 
als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung 
der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu 
gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu 
organisieren. 

(2) … (2) … 

§ 77. (1) Als Sonderformen der Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche 
Berufe können geführt werden: 

§ 77. (1) Als Sonderformen der Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche 
Berufe können geführt werden: 

 a) Höhere Lehranstalten für wirtschaftliche Berufe für Berufstätige, 
welche die Aufgabe haben, in einem achtsemestrigen Bildungsgang 
Personen, die das 17. Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der 
Aufnahme vollenden und eine Berufsausbildung abgeschlossen haben 
oder in das Berufsleben (einschließlich der Tätigkeit im eigenen 
Haushalt) eingetreten sind, zum Bildungsziel der Höheren Lehranstalt 
für wirtschaftliche Berufe zu führen. Voraussetzung für die Aufnahme 
ist ferner eine mindestens zweijährige facheinschlägige praktische 
Tätigkeit (einschließlich der Tätigkeit im eigenen Haushalt). 

 a) Höhere Lehranstalten für wirtschaftliche Berufe für Berufstätige, 
welche die Aufgabe haben, in einem achtsemestrigen Bildungsgang 
Personen, die das 17. Lebensjahr spätestens im Kalenderjahr der 
Aufnahme vollenden und eine Berufsausbildung abgeschlossen haben 
oder in das Berufsleben (einschließlich der Tätigkeit im eigenen 
Haushalt) eingetreten sind, zum Bildungsziel der Höheren Lehranstalt 
für wirtschaftliche Berufe zu führen. Sie sind bei modularer 
Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren. Voraussetzung 
für die Aufnahme ist ferner eine mindestens zweijährige 
facheinschlägige praktische Tätigkeit (einschließlich der Tätigkeit im 
eigenen Haushalt). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Fachschule oder einen 
Vorbereitungslehrgang gleicher oder verwandter Richtung erfolgreich 
abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Höheren Lehranstalt für 
wirtschaftliche Berufe zu führen. Der Ausbildungsgang wird durch 
eine Reife- und Diplomprüfung abgeschlossen. Aufbaulehrgänge 
können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter 
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in 
Semester zu gliedern. 

 b) Aufbaulehrgänge, welche die Aufgabe haben, in einem zwei- bis 
dreijährigen Bildungsgang Personen, die eine Fachschule oder einen 
Vorbereitungslehrgang gleicher oder verwandter Richtung erfolgreich 
abgeschlossen haben, zum Bildungsziel einer Höheren Lehranstalt für 
wirtschaftliche Berufe zu führen. Der Ausbildungsgang wird durch 
eine Reife- und Diplomprüfung abgeschlossen. Aufbaulehrgänge 
können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter 
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in 
Semester zu gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in 
Modulen zu organisieren. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche Berufe zu 
vermitteln. Voraussetzung für die Aufnahme ist die erfolgreiche 
Ablegung der Reifeprüfung einer berufsbildenden höheren Schule 
anderer Art oder einer sonstigen höheren Schule. Der 
Ausbildungsgang wird durch eine Diplomprüfung abgeschlossen, die 
auf jene Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe zu beschränken ist, 
die nicht im wesentlichen bereits durch den vor dem Besuch des 
Kollegs zurückgelegten Bildungsgang nachgewiesen sind; wird das 
Kolleg auf Grund einer Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, 
hat die Dipolmprüfung Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des 
berufsbildenden Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. 
Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls 
unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden. 

 c) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen ergänzend das 
Bildungsgut einer Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche Berufe zu 
vermitteln. Voraussetzung für die Aufnahme ist die erfolgreiche 
Ablegung der Reifeprüfung einer berufsbildenden höheren Schule 
anderer Art oder einer sonstigen höheren Schule. Der 
Ausbildungsgang wird durch eine Diplomprüfung abgeschlossen, die 
auf jene Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe zu beschränken ist, 
die nicht im wesentlichen bereits durch den vor dem Besuch des 
Kollegs zurückgelegten Bildungsgang nachgewiesen sind; wird das 
Kolleg auf Grund einer Studienberechtigungsprüfung (§ 8c) besucht, 
hat die Dipolmprüfung Unterrichtsgegenstände und Lehrstoffe des 
berufsbildenden Ausbildungsbereiches des Kollegs zu umfassen. 
Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls 
unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in 
Semester zu gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in 
Modulen zu organisieren. 

§ 95. (1) bis (2) … § 95. (1) bis (2) … 

(3) An Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik können nach Bedarf 
Lehrgänge für Sonderkindergartenpädagogik eingerichtet werden. Diese 
Lehrgänge können auch als Schulen für Berufstätige unter allfälliger 
entsprechender Verlängerung der Ausbildungsdauer geführt werden. 

(3) An Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik können nach Bedarf 
Lehrgänge für Sonderkindergartenpädagogik eingerichtet werden. Diese 
Lehrgänge können auch als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter 
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu 
gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren. 

(3a) An Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik können nach Bedarf 
Kollegs eingerichtet werden, welche die Aufgabe haben, in einem 

(3a) An Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik können nach Bedarf 
Kollegs eingerichtet werden, welche die Aufgabe haben, in einem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
viersemestrigen Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen zum 
beruflichen Bildungsziel der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik gemäß § 
94 Abs. 1 zu führen. Die Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, 
erforderlichenfalls unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden. 

viersemestrigen Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen zum 
beruflichen Bildungsziel der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik gemäß 
§ 94 Abs. 1 zu führen. Diese Kollegs können auch als Schulen für Berufstätige, 
erforderlichenfalls unter Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt werden; sie 
sind in Semester zu gliedern und bei modularer Unterrichtsorganisation in 
Modulen zu organisieren. 

(4) … (4) … 

§ 99. (1) Der Unterricht in den Klassen der Bildungsanstalten für 
Kindergartenpädagogik ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

§ 99. (1) Der Unterricht in den Klassen der Bildungsanstalten für 
Kindergartenpädagogik und in den Modulen der Lehrgänge und Kollegs für 
Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation ist durch Fachlehrer zu 
erteilen. 

(2) … (2) … 

§ 100. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungsanstalt für 
Kindergartenpädagogik darf 30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. 
Um Abweisungen zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH 
überschritten werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

§ 100. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungsanstalt für 
Kindergartenpädagogik darf 30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. 
Um Abweisungen zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH 
überschritten werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 
An Lehrgängen und Kollegs für Berufstätige mit modularer 
Unterrichtsorganisation ist die Zahl der ein Modul besuchenden Studierenden 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit 
sowie auf die personellen und räumlichen Möglichkeiten durch den Schulleiter 
festzulegen, wobei für die Höchstzahl der Studierenden in einem Modul die 
Bestimmungen über die Klassenschülerhöchstzahl von Tagesformen gelten. 

§ 103. (1) bis (2) … § 103. (1) bis (2) … 

(3) An Bildungsanstalten für Sozialpädagogik können nach Bedarf Kollegs 
eingerichtet werden, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen zu Erziehern auszubilden. 
Ferner können nach Bedarf Lehrgänge zur Ausbildung von Erziehern zu 
Sondererziehern eingerichtet werden. Die Kollegs und Lehrgänge können auch 
als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden. 

(3) An Bildungsanstalten für Sozialpädagogik können nach Bedarf Kollegs 
eingerichtet werden, welche die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen 
Bildungsgang Absolventen von höheren Schulen zu Erziehern auszubilden. 
Ferner können nach Bedarf Lehrgänge zur Ausbildung von Erziehern zu 
Sondererziehern eingerichtet werden. Die Kollegs und Lehrgänge können auch 
als Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter Verlängerung der 
Ausbildungsdauer, geführt werden; sie sind in Semester zu gliedern und bei 
modularer Unterrichtsorganisation in Modulen zu organisieren. 

(4) … (4) … 

§ 107. (1) Der Unterricht in den Klassen der Bildungsanstalten für 
Sozialpädagogik ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

§ 107. (1) Der Unterricht in den Klassen der Bildungsanstalten für 
Sozialpädagogik und in den Modulen der Kollegs und Lehrgänge für Berufstätige 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit modularer Unterrichtsorganisation ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

(2) … (2) … 

§ 108. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungsanstalt für Sozialpädagogik 
darf 30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

§ 108. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungsanstalt für Sozialpädagogik 
darf 30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu 
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten 
werden; darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. An Kollegs 
und Lehrgängen für Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation ist die 
Zahl der ein Modul besuchenden Studierenden unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse der Pädagogik und der Sicherheit sowie auf die personellen und 
räumlichen Möglichkeiten durch den Schulleiter festzulegen, wobei für die 
Höchstzahl der Studierenden in einem Modul die Bestimmungen über die 
Klassenschülerhöchstzahl von Tagesformen gelten. 

§ 131. (1) bis (21) … § 131. (1) bis (21) … 
 

(22) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2010 treten wie folgt in Kraft: 

 1. § 8e Abs. 1, § 40 Abs. 1 sowie § 63 Abs. 5 treten mit 1. September 2010 
in Kraft, 

 2. (Grundsatzbestimmung) § 8e Abs. 3 erster Satz tritt mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; die 
Ausführungsgesetze sind binnen einem Jahr zu erlassen und mit 
1. September 2010 in Kraft zu setzen, 

 3. § 8a Abs. 1 und 2a, § 8b Abs. 2a, § 35 Abs. 3, § 42 Abs. 1, § 43 Abs. 1 
und 2, § 53 Abs. 2, § 56 Abs. 1, § 57, § 59 Abs. 1 Z 3, § 59 Abs. 1 letzter 
Satz, § 61 Abs. 1 lit. a und lit. d, § 62 a, § 63a, § 66 Abs. 2, § 70 Abs. 1, 
§ 71, § 73 Abs. 1 lit. a, b und c, § 75 Abs. 1 lit. a, b und c, § 77 Abs. 1 
lit. a, b und c, § 95 Abs. 3 und 3a, § 99 Abs. 1, § 100, § 103 Abs. 3, 
§ 107 Abs. 1, § 108 treten mit 1. September 2010 in Kraft und finden an 
den einzelnen in den Anwendungsbereich des Schulunterrichtsgesetzes 
für Berufstätige (SchUG-B), BGBl. I Nr. 33/1997, fallenden Schulen 
nach Maßgabe einer Verordnung der Bundesministerin für Unterricht, 
Kunst und Kultur ab dem Schuljahr 2010/11 oder ab dem Schuljahr 
2011/12 Anwendung. 

 


